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Wortlaut der Petition

Angemessene Vergütung psychotherapeutischer Leistungen gesetzlich angemessen regeln!
Gesetzliche Klarstellung einer fairen und rechtskonformen Vergütung psychotherapeutischer Leistungen in
der ambulanten Versorgung gesetzlich Krankenversicherter.
Kosteneinsparungen zu Lasten der notwendigen psychotherapeutischen Versorgung und damit zu Lasten der
Versorgung von psychisch erkrankten Menschen beschränken. Neuformulierung des §87 SGB V zur
angemessenen Vergütung psychotherapeutischer Leistungen!

Begründung

Die Vergütung der ambulanten Leistungen von Psychotherapeut*innen und Psychotherapeutischen Praxen im
Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung bewegt sich seit Jahrzehnten auf dem Niveau, das vom
Bundessozialgericht regelmäßig im Sinne des verfassungsrechtlichen Gleichbehandlungsgebotes als
Untergrenze definiert wurde.
Dabei musste das Bundessozialgericht seit 1999 in mehreren Urteilen, zuletzt sogar das
Bundesverfassungsgericht, urteilen, weil diese Untergrenze in Honorarbeschlüssen immer wieder rechtswidrig
und gegen die Interessen der Psychotherapeut*innen unterschritten wird.
Das führt dazu, dass die Psychotherapeut*innen seit Jahrzehnten weit abgeschlagen, das Schlusslicht in der
vertragsärztlichen Honorarverteilung bilden. Die strukturellen Voraussetzungen, für die ambulanten
psychotherapeutischen Leistungen eine angemessene Vergütung je Zeiteinheit zu gewährleisten, greifen also
nicht. Und das, obwohl im § 87 Abs. 2c Satz 6 SGB V genau dieser Umstand bereits gesetzlich geregelt ist.
Ganz aktuell hat der erweiterte Bewertungsausschuss, der für die jährliche Überprüfung der Angemessenheit
der ambulanten psychotherapeutischen Leistungen zuständig ist, im laufenden Jahr 2026 die
psychotherapeutischen Vergütungen pauschal um 4,5% gesenkt. Dies macht eine wirtschaftliche
Planungssicherheit für psychotherapeutische Praxen unmöglich und verstößt unseres Erachtens ganz klar
gegen eine angemessene Vergütung.
Aufgrund der jahrzehntelangen Erfahrung von rechtswidrigen Vergütungshöhen, fragwürdigen
Rechnungsmethoden und der immer wieder unsachgemäßen Deckelung auf das rechtlich Notwendige fordern
wir die Bundesregierung auf, den §87 SGB V nachzuschärfen. Nur so können wir eine verlässliche und
ausbaufähige Vergütung psychotherapeutischer Leistungen erreichen und die viel zu oft unsachgemäßen und
rechtswidrigen Vergütungsbeschlüsse des Bewertungsausschusses unterbinden.
Für eine faire und zukunftsorientierte Vergütung psychotherapeutischer Leistungen schlagen wir daher
folgende Formulierung im §87 SGB V vor:
„Die Bewertungen für psychotherapeutische Leistungen haben eine Höhe der Vergütung je Zeiteinheit zu
gewährleisten, mit der sichergestellt ist, dass eine mit vertragsärztlichen Leistungen vollausgelastete
psychotherapeutische Praxis den Ertrag einer ebenso mit vertragsärztlichen Leistungen vollausgelasteten
Praxis des fachärztlichen Versorgungsbereichs erzielt; dieser ist als Durchschnittsertrag aller Facharztgruppen
zu ermitteln. Die Überprüfung der Bewertungen für psychotherapeutische Leistungen erfolgt jährlich.“
(Neufassung § 87 Abs. 2c, Satz 6)

Wir bitten die Bundesregierung darum, hier gesetzgeberisch aktiv zu werden und den unhaltbaren Zustand von
regelmäßigen Honorarklagen und Urteilen des Bundessozialgerichtes zu verbessern. Damit kann die so
wichtige ambulante psychotherapeutische Versorgung angemessen gewürdigt und vor rechtswidrigen
Kosteneinsparbeschlüssen geschützt werden!
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Anregungen für die Forendiskussion

Einsparungen, die mitten im laufenden Betriebsjahr den Psychotherapeut*innen und der Psychotherapie
psychisch erkrankter Menschen zugemutet werden, sollten dringend gesetzlich beschränkt werden. Wir hoffen
auf Ihre Unterstützung für diesen wichtigen Versorgungsbereich!
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Soweit Sie es für wichtig halten, senden Sie bitte ergänzende Unterlagen in Kopie (z.B. Entscheidungen der
betroffenen Behörde, Klageschriften, Urteile) nach Erhalt des Aktenzeichens auf dem Postweg an folgende
Kontaktadresse:

Deutscher Bundestag
Sekretariat des Petitionsausschusses
Platz der Republik 1
11011 Berlin
Tel: (030)227 35257
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